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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 
“ Drucksache 7/1590 — 

zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Gewerbeordnung 
— Drucksache 7/1989 — 


A. Zielsetzung 

Verbesserung des Verbraucherschutzes gegenüber Grundstücks- 
und Anlagenvermittlern, Bauträgern, Baubetreuern u. a. 


B. Lösung 

Erweiterung der Ermächtigungsgrundlage des § 34 c Abs, 3 

GewO zum Erlaß von Rechtsvorschriften über den Umfang der 

Verpflichtungen des Gewerbetreibenden bei der Ausübung des 

Gewerbes: 

— Verbesserung der Information des Verbrauchers durch 
Offenlegung der für ihn wesentlichen Vertragsbedingungen, 

— Regelungen über die Befugnis des Gewerbetreibenden zur 
Entgegennahme und Verwendung von Vermögenswerten 
des Auftraggebers, 

— Einführung einer Pflichtprüfung für bestimmte Gewerbetrei- 
bende durch geeignete Prüfer. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


I. 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, FDP 

— Drucksache 7/1590 — wurde in der 80. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 15. Februar 1974 in 
erster Lesung beraten und an den Ausschuß für 
Wirtschaft federführend sowie an den Rechtsaus- 
schuß mitberatend überwiesen. Der Gesetzentwurf 
des Bundesrates — Drucksache 7/1989 — wurde in 
der 96. Sitzung am 26. April 1974 in erster Lesung 
beraten und nur an den Ausschuß für Wirtschaft 
überwiesen. Der Rechtsausschuß hat den Gesetz- 
entwurf der Fraktionen der SPD, FDP in seiner Sit- 
zung am 6. Juni 1974 beraten und ihm zugestimmt. 
Außerdem hat der Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau zu beiden Gesetzentwür- 
fen in seiner Sitzung am 16. Mai 1974 gutachtlich 
Stellung genommen. 

IL 

Am 1. Februar 1973 ist das Gesetz zur Änderung 
der Gewerbeordnung vom 16. August 1972 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1465) — das sog. Maklergesetz — 
in Kraft getreten. Dieses Gesetz erfaßt neben den 
Grundstücks- und Wohnungsvermittlern 

— die Darlehens- und Anteilevermittler, 

— die Bauherren (Bauträger) und Baubetreuer. 

Sinn und Zweck des Gesetzes ist es, Mißstände im 
Maklerbereich zu beseitigen. Die Ausübung des Ge- 
werbes ist nach dem durch dieses Gesetz in die Ge- 
werbeordnung eingefügten § 34 c von einer Erlaub- 
nis abhängig. Sie darf nur erteilt werden, wenn der 
Gewerbetreibende zuverlässig ist und in geordneten 
Vermögensverhältnissen lebt. Den sog. Altunter- 
nehmern gilt die Erlaubnis nach der Übergangs- 
regelung des Artikels 2 des Gesetzes als erteilt, 
sofern sie den Betrieb bis zum 31. Juli 1973 der zu- 
ständigen Behörde angezeigt hatten. Nach Erhebun- 
gen der Wirtschaftsressorts der Länder haben sich 

20 408 hauptberuflich als Vermittler für Grund- 
stücke, Wohn- und gewerbliche Räume 
2 348 als Bauträger 
358 als Baubetreuer 
5 023 als Darlehensvermittler 
844 als Anteilevermittler 

gemeldet. Diese Meldungen geben noch kein klares 
Bild, weil sich z. B. ein großer Teil dieser Ge- 
werbetreibenden auch in den anderen Sparten be- 
tätigen. So haben z. B. die Vermittler für Grund- 
stücke, Wohn- und gewerbliche Räume sich auch in 

4 962 Fällen als Bauträger 

5 070 Fällen als Baubetreuer 

9 509 Fällen als Darlehensvermittler 

5 879 Fällen als Anteilevermittler 
gemeldet. 


Die sog. Altunternehmer müssen gleichfalls zu- 
verlässig sein und in geordneten Vermögensver- 
hältnissen leben, andernfalls kann ihnen die Er- 
laubnis entzogen werden. 

Das Gesetz hat schon dazu beigetragen, „un- 
lautere Elemente" aus den Reihen der Makler aus- 
zuschalten. Ferner wurde sicherlich ein Teil der 
potentiellen, nicht geeigneten Newcomer davon ab- 
gehalten, dieses Gewerbe zu ergreifen. 

Das Gesetz allein gewährt allerdings noch kei- 
nen vollkommenen Schutz der Allgemeinheit vor 
solchen Gewerbetreibenden, die noch als zuver- 
lässig gelten, deren Geschäftspraktiken jedoch Ver- 
mögensschäden ihrer Kunden künftig nicht aus- 
schließen. Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
deshalb durch § 34 c Abs. 3 Gewerbeordnung er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zum Schutze der 
Allgemeinheit und der Auftraggeber Vorschriften 
zu erlassen über den Umfang der Verpflichtungen 
des Gewerbetreibenden bei der Ausübung des Ge- 
werbes. Eine derartige Rechtsverordnung steht zur 
Verkündung an. Bei ihrer Ausarbeitung hat sich 
gezeigt, daß weitere erforderliche Regelungen zum 
Schutz der Allgemeinheit und der Auftraggeber 
nicht erlassen werden können, da die Ermächtigung 
hierfür nicht ausreicht. 

Die Ergänzung der Ermächtigungsgrundlage ist 
Gegenstand der vorliegenden — textlich iden- 
tischen — Gesetzentwürfe. Der Bundesminister für 
Wirtschaft soll hiernach ermächtigt werden, dem 
Gewerbetreibenden Informationspflichten gegen- 
über seinen Auftraggebern sowie weitere Be- 
schränkungen hinsichtlich der Entgegennahme und 
Verwendung von Vermögenswerten aufzuerlegen. 
Ferner soll der Gewerbetreibende verpflichtet wer- 
den können, seine gewerberechtlichen Aufzeichnun- 
gen von geeigneten Personen im Rahmen einer 
Pflichtprüfung prüfen zu lassen. 

Die Ausschüsse haben aus den vorstehend dar- 
gelegten Erwägungen der vorgeschlagenen Erwei- 
terung der Ermächtigungsgrundlage nach Maßgabe 
zweier Änderungen zugestimmt. Sie sprachen sich 
für eine geänderte Fassung des Artikels 1 Nr. 1 
aus, die den Bundesminister für Wirtschaft ermäch- 
tigt, den Gewerbetreibenden zu verpflichten, „dem 
Auftraggeber die für die Beurteilung des Auftrages 
und des zu vermittelnden oder nachzuweisenden 
Vertrages jeweils notwendigen Informationen 
schriftlich oder mündlich zu geben". Hierdurch wird 
der Bundesminister für Wirtschaft nicht mehr ein- 
seitig darauf festgelegt, den Gewerbetreibenden 
zur Information seiner Auftraggeber nur vor Auf- 
tragserteilung und vor der Vermittlung oder dem 
Nachweis der Gelegenheit zum Abschluß eines 
Vertrages verpflichten zu können. Zulässig ist es 
hiernach auch, die Information erst nach diesen bei- 
den Zeitabschnitten zu verlangen. 
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Im übrigen hält der Ausschuß die Zustimmung 
des Bundesrates zu den Gesetzentwürfen nicht für 
erforderlich. Er hat daher aus den in der Stellung- 
nahme der Bundesregierung zur Drucksache 7/1989 
ersichtlichen Erwägungen die Streichung der Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates" in der Präambel 
beschlossen. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
den Gesetzentwürfen in der Fassung der Beschlüsse 
des Wirtschaftsausschusses zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Juni 1974 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — • Drucksachen 7/1590, 7/1989 — in der anliegenden Fassung 
anzunehmen. 

Bonn, den 11. Juni 1974 

Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

§ 34 c Abs. 3 der Gewerbeordnung wird wie folgt 
geändert; 

1. Nach der Nummer 4 wird folgende Nummer 5 
eingefügt: 

„5. dem Auftraggeber die für die Beurteilung 
des Auftrages und des zu vermittelnden 
oder nachzuweisenden Vertrages jeweils 
notwendigen Informationen schriftlich oder 
mündlich zu geben,". 

2. Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden 6 bis 8, 

3. Folgende Sätze 2 und 3 weiden eingefügt: 

„In der Rechtsverordnung nach Satz 1 kann fer- 
ner die Befugnis des Gewerbetreibenden zur 
Entgegennahme und zur Verwendung von Ver- 
mögenswerten des Auftraggebers beschränkt 
werden, soweit dies zum Schutze des Auftrag- 
gebers erforderlich ist. Außerdem kann in der 
Rechtsverordnung der Gewerbetreibende ver- 
pflichtet werden, die Einhaltung der nach Satz 1 
Nr. 1 bis 6 und Satz 2 erlassenen Vorschriften 


auf seine Kosten regelmäßig sowie aus besonde- 
rem Anlaß prüfen zu lassen und den Prüfungs- 
bericht der zuständigen Behörde vorzulegen, so- 
weit es zur wirksamen Überwachung erforderlich 
ist; hierbei können die Einzelheiten der Prüfung, 
insbesondere deren Anlaß, Zeitpunkt und Häu- 
figkeit, die Auswahl, Bestellung und Abberufung 
der Prüfer, deren Rechte, Pflichten und Verant- 
wortlichkeit, der Inhalt des Prüfungsberichts, die 
Verpflichtungen des Gewerbetreibenden gegen- 
über dem Prüfer sowie das Verfahren bei Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen dem Prüfer und 
dem Gewerbetreibenden, geregelt werden." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs, 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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